Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/586 


Sachgebiet 95 


Der Bundesminister Bonn, den 25. März 1970 

für Verkehr 

See 7/01-24/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Situation der deutschen Seeleute 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Orgaß, Dr. 


Müller-Hermann, Frau Tübler, Bremer, 
Mursch (Soltau-Harburg) und Genossen 
- Drucksache VI/426 - 


Die Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wie 
folgt beantwortet; 

1. Welchen Wert mißt die Bundesregierung den 
bisher noch nicht dem Parlament zur Ratifizie- 
rung zugeleiteten Übereinkommen, insbeson- 
dere den Übereinkommen 

Nr. 57 Arbeitszeit und Besatzungsstärke, 

Nr. 68 Beköstigung der Schiffsleute, 

Nr. 69 Befähigungsnachweis für Schiffs- 
köche, 

Nr. 71 Altersrente für Seeleute, 

Nr. 91 Neufassung: Urlaub für Seeleute 
(alt: 54, 72), 

Nr. 92 Quartiersräume für Schiffsleute, 

Nr. 109 Heuer, Arbeitszeit und Besatzungs- 
stärke 

bei? 

Die Übereinkommen der Internationalen Arbeits- 
organisation (IAO) enthalten nach Auffassung der 
Bundesregierung wertvolle Anregungen für die Ge- 
staltung der Sozialpolitik in allen Mitgliedstaaten 
und werden auch von der Bundesregierung entspre- 
chend gewertet. Die international als sozial fort- 
schrittlich geltenden Staaten - wie die Bundesrepu- 
blik - können jedoch häufig Übereinkommen nicht 


van Delden, 


ratifizieren, obgleich ihr Arbeits- und Sozialrecht 
über das darin geforderte Niveau z. T. erheblich 
hinausgeht. Die Übereinkommen sind nämlich auf 
die sozialpolitischen Gegebenheiten in über 120 Mit- 
gliedstaaten der IAO zugeschnitten. Sie enthalten 
daher zwangsläufig bisweilen Bestimmungen (oft 
sind es Einzelbestimmungen von sekundärer Bedeu- 
tung), die nicht in das arbeits- und sozialrechtliche 
System aller Mitgliedstaaten passen. Da zudem die 
Bundesrepublik erst seit 1951 Mitglied der IAO ist, 
konnte sie erst von diesem Zeitpunkt an bei den 
vorbereitenden Arbeiten für die seitdem verab- 
schiedeten Übereinkommen ihre sozialpolitischen 
Vorstellungen zur Geltung bringen. 

2. Was hat die Bundesregierung inzwischen getan, 
um die für die Ratifizierung dieser Überein- 
kommen erforderlichen deutschen Rechtsvor- 
schriften zu schaffen oder das geltende deutsche 
Recht den Forderungen dieser Übereinkommen 
anzupassen? 

Zur Frage der Ratifizierbarkeit der in Frage 1 er- 
wähnten Übereinkommen und zu den Ratifizierungs- 
bemühungen der Bundesregierung ist folgendes zu 
bemerken: 

Das Übereinkommen Nr. 57 „Arbeitszeit an Bord 
und Besatzungsstärke" wurde 1936 beschlossen. Es 
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ist 1946, 1949 und zuletzt 1958 (Übereinkommen 
Nr. 109) neugefaßt (siehe dazu letzter Absatz). 

Das Übereinkommen Nr. 68 „Verproviantierung 
und Beköstigung (Schiffsbesatzung)" kann z. Z. nicht 
ratifiziert werden, weil die geltenden Verordnun- 
gen der Küstenländer über die Speiserolle dem 
Übereinkommen nicht entsprechen. 

Die Ratifikation des Übereinkommens Nr. 69 ist z. Z. 
nicht möglich, weil es in der Bundesrepublik noch 
keine Vorschriften über Prüfungen und Befähigungs- 
zeugnisse von Schiffsköchen gibt. Zwar muß auf je- 
dem Schiff eine für die Zubereitung der Verpfle- 
gung fachlich und seemännisch erfahrene Person zur 
Verfügung stehen; dem wird in der Praxis auf grö- 
ßeren Schiffen dadurch Rechnung getragen, daß 
für die Tätigkeit als Schiffskoch eine abgeschlos- 
sene Ausbildung als Koch oder in einem einschlä- 
gigen Nahrungsmittelhandwerk (z. B. Bäcker oder 
Fleischer) vorausgesetzt wird; auf kleineren Schif- 
fen besteht die Möglichkeit, sich über die Laufbahn 
des „Messejungen" die erforderlichen Kenntnisse 
und Fertigkeiten anzueignen. 

Allerdings genügt dies formell den Artikeln 3 und 
4 des Übereinkommens nicht. Im Rahmen der be- 
reits in Angriff genommenen Reform des Ausbil- 
dungsrechts der Seeschiffahrt, insbesondere der 
Arbeiten zur Neufassung der Eignungsverordnung, 
wird zu prüfen sein, wie dem Übereinkommen am 
zweckmäßigsten Rechnung getragen werden kann. 

Das Übereinkommen Nr. 71 „Altersrente der Schiffs- 
leute" sieht nach Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe a die 
Gewährung der Altersrente an Schiffsleute bei Voll- 
endung des 55. oder 60. Lebensjahres vor. Diese Be- 
stimmung entspricht nicht dem deutschen Recht, wo- 
nach das Altersruhegeld in der Regel erst nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres gewährt wird. 
Lediglich in zwei Ausnahmefällen wird Altersruhe- 
geld auf Antrag vor Vollendung des 60. Lebens- 
jahres gewährt; 

1. Wenn der Versicherte seit mindestens einem 
Jahr ununterbrochen arbeitslos ist, für die wei- 
tere Dauer der Arbeitslosigkeit; 

IL wenn der Versicherte in den letzten 20 Jahren 
vor Vollendung des 60. Lebensjahres überwie- 
gend eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
ausgeübt hat und eine entgeltliche Beschäftigung 
oder Erwerbstätigkeit nicht mehr ausübt. 

Solange das Übereinkommen dem deutschen Recht 
nicht entspricht, kann eine Ratifikation durch die 
Bundesrepublik nicht ins Auge gefaßt werden. Die 
Bundesrepublik prüft jedoch z. Z. die Möglichkeiten, 
die jetzige feste Altersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung stufenweise flexibler zu gestal- 
ten. 

Das Übereinkommen Nr. 91 „bezahlter Urlaub der 
Schiffsleute" weicht in einigen Punkten vom inner- 
staatlichen Urlaubsrecht ab. Dies gilt insbesondere 
für die Vorschriften über die Dauer des Urlaubs, 
den erstmaligen Anspruch auf Urlaub, die Form der 
Urlaubsgewährung und die Bestimmung des Ur- 
laubsorts. 


a) Dauer des Urlaubs 

Nach dem Übereinkommen haben Kapitäne, 
Schiffsoffiziere, Funkoffiziere oder Funker minde- 
stens 18 Werktage, die übrigen Mitglieder der 
Besatzung mindestens 12 Werktage Erholungs- 
urlaub je Beschäftigungsjahr. Nach den Vor- 
schriften des Seemannsgesetzes und des Bundes- 
urlaubsgesetzes erhalten Jugendliche mindestens 
24 Werktage, Besatzungsmitglieder und Kapitäne 
sowie sonstige an Bord tätige Arbeitnehmer über 
35 Jahre 18 Werktage, bis zu 35 Jahren 15 Werk- 
tage Erholungsurlaub jährlich. 

b) Erstmaliger Anspruch 

Nach dem Übereinkommen besteht grundsätzlich 
erst nach einjähriger ununterbrochener Beschäf- 
tigungszeit ein Urlaubsanspruch. Bei vorzeitigem 
Ausscheiden entsteht bereits ein Urlaubsanspruch 
nach Ablauf einer Beschäftigungszeit von sechs 
Monaten bei Kapitänen, Schiffsoffizieren, Funk- 
offizieren oder Funkern in Flöhe von IV 2 Werk- 
tagen für jeden vollen Beschäftigungsmonat, bei 
den übrigen Mitgliedern der Besatzung in Höhe 
von einem Werktag für jeden vollen Beschäfti- 
gungsmonat. Das gleiche gilt, wenn diese Perso- 
nen vor Ablauf von sechs Monaten ohne eigenes 
Verschulden entlassen werden. Erfolgt die Ent- 
lassung durch eigenes Verschulden, entsteht ein 
Urlaubsanspruch nicht. 

Demgegenüber besteht nach innerstaatlichem 
Recht keine Wartezeit. Es besteht vielmehr für 
jeden vollen Monat Beschäftigung ein Anspruch 
auf V12 des Jahresurlaubs. 

c) Form der Urlaubsgewährung 

Das Übereinkommen verlangt, daß der zustehen- 
de Jahresurlaub in gegenseitigem Einvernehmen 
und unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Dienstes bei der ersten sich bietenden Gelegen- 
heit gewährt wird. Nach innerstaatlichem Recht 
wird der Urlaub vom Reeder oder Kapitän 
gewährt, wobei die Wünsche des Urlaubsberech- 
tigten tunlichst zu berücksichtigen sind. 

d) Bestimmung des Urlaubsortes 

Nach dem Übereinkommen darf niemand ge- 
zwungen werden, den Jahresurlaub in einem an- 
deren Hafen zu nehmen, als in einem Hafen des 
Gebiets, in dem er angeheuert wurde, oder in 
einem Hafen seiner Heimat. Nach innerstaat- 
lichem Recht ist der Urlaub grundsätzlich im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes zu gewähren. Er 
kann ausnahmsweise auch an einem anderen Ort 
verbracht werden, wenn der Urlaubsberechtigte 
dies verlangt und die andere Seite damit einver- 
standen ist. 

Insgesamt zeigt der vorstehende Vergleich zwischen 
dem Übereinkommen und dem innerstaatlichen 
Recht, daß in ihnen Regelungen enthalten sind, 
die in dem einen oder anderen Punkt teils im 
Übereinkommen, teils im innerstaatlichen Recht 
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günstiger sind, wobei die innerstaatlichen Regelun- 
gen, vor allem, was z. B. die Dauer des Urlaubs und 
die Frage der Wartezeit betrifft, vorteilhafter sein 
dürften. 

Das Übereinkommen Nr. 92 über Quartierräume der 
Schiffsbesatzungen kann z. Z. nicht ratifiziert wer- 
den. Im Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung ist, nachdem die Internationale Arbeits- 
organisation 1966 das Übereinkommen Nr. 126 über 
Quartierräume an Bord von Fischereifahrzeugen 
verabschiedet hatte, damit begonnen worden, eine 
Verordnung über die Unterbringung an Bord von 
Schiffen vorzubereiten. Zu dem von einem Sachver- 
ständigenausschuß erarbeiteten Verordnungsent- 
wurf haben die beteiligten Kreise (oberste Arbeits-, 
Verkehrs- und Gesundheitsbehörden der Küsten- 
länder, See-Berufsgenossenschaft, Gewerkschaften 
und Verbände der Reeder) Stellung genommen. Der 
aufgrund dieser Stellungnahme erarbeitete Verord- 
nungsentwurf ist mit den vorgenannten beteiligten 
Kreisen am lO./ll. Dezember 1969 und am 4. Februar 
1970 erörtert worden. Einige noch offengebliebenen 
Fragen insbesondere die Gestaltung der Quartier- 
räume auf Fischereifahrzeugen, werden von einem 
hierzu eingesetzten Arbeitskreis voraussichtlich bis 
Mitte Mai 1970 geklärt. 

Mit den Vertretern der o, a. Kreise ist vereinbart 
worden, daß nach der 55. Internationalen Arbeits- 
konferenz (Seeschiffahrtskonferenz vom 14. bis 
30. Oktober 1970), auf der der Entwurf eines ergän- 
zenden Übereinkommens behandelt wird, aufgrund 
der Konferenzergebnisse erörtert werden soll, in- 
wieweit der Entwurf der Verordnung ergänzt bzw. 
geändert werden muß. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung und ich sind bemüht, die 
Verordnung so zu gestalten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland in die Lage versetzt wird, den Überein- 
kommen Nr. 92 und 126 und dem ergänzenden Über- 
einkommen zuzustimmen. 

Das Übereinkommen Nr. 109 „Heuer, Arbeitszeit an 
Bord und Besatzungsstärke“ kann u. a. deshalb nicht 
ratifiziert werden, weil die Bestimmungen in den 
Artikeln 6, 7 und 9 die Grundheuer der Seeleute 
ihrer Höhe nach an die Pariwerte des englischen 
Pfundes und des US-Dollars binden. Die Bundes- 
regierung hat in ihrer seinerzeitigen Stellungnahme 
(Drucksache 1369 der 3. Wahlperiode) hierzu berich- 
tet, daß diese internationale Bindung der Heuerhöhe 
nach ihrer Auffassung eine Ratifizierung des Über- 
einkommens nicht zuläßt, da sie u. U. das Lohn- 
gefüge auf der nationalen Ebene stören könnte. Die 
Arbeitsentgelte in den verschiedenen Wirtschafts- 
zweigen eines Staates könnten nicht schlechthin 
isoliert voneinander gesehen werden. Es besteht 
keine Veranlassung, diese Auffassung aufzugeben. 

3. Was wird die Bundesregierung tun, um die 
Ratifizierung dieser Übereinkommen durch den 
Deutschen Bundestag in die Wege zu leiten? 

Die unter 2. erwähnten Rechtsetzungsvorhaben 
werden fortgeführt. Außerdem ist die Bundesregie- 
rung, wenn ein von einem Übereinkommen erfaßtes 
Sachgebiet neu geregelt wird, bestrebt, das Sach- 
gebiet so zu regeln, daß die Bundesrepublik 


Deutschland in die Lage versetzt wird, diesem Über- 
einkommen zuzustimmen. 

4. Wie stellte sich im Jahre 1969 im Offiziers- und 
Mannschaftsbereich die Personalmangellage in 
der deutschen Seeschiffahrt dar? 

Die Personallage in der deutschen Seeschiffahrt ist 
weiterhin äußerst angespannt. Im Jahre 1969 hat 
sich gegenüber den vorhergehenden Jahren keine 
Besserung gezeigt. Zu Einzelheiten darf ich auf die 
Drucksache V/3431 vom 28. Oktober 1968 verweisen, 
mit der eine ähnliche Kleine Anfrage der Abgeord- 
neten Rollmann, Wendelborn, Orgaß und Genossen 
(Drucksache V/3306) beantwortet wurde. 

5. In wieviel Fällen (in absoluten und relativen 
Zahlen) wurden von den aus Sicherheitsge- 
sichtspunkten erstellten Mindestvorschriften der 
geltenden Schiffsbesetzungsordnung im Bereich 
der Patentinhaber - nautische, technische und 
Funkoffiziere - Ausnahmegenehmigungen er- 
teilt? 

Im Jahre 1969 wurden insgesamt folgende Aus- 
nahmegenehmigungen von den Besetzungsvorschrif- 
ten der geltenden Schiffsbesetzungsordnung und der 
Funksicherheitsverordnung erteilt: 

2044 für nautische Befähigungszeugnisse von 
Al bis A6 

5855 für maschinentechnische Befähigungszeug- 
nisse von C 2 bis C 6 

690 für Seefunkzeugnisse 2. Klasse. 

Diese absoluten Zahlen sagen über den wahren 
Mangel an Patentinhabern nichts aus. Aufschluß 
hierüber geben nur die relativen Zahlen, d. h. die 
Zahl derjenigen Ausnahmegenehmigungen, die für 
effektiv nicht vorhandene Inhaber mit vorgeschrie- 
benen Befähigungszeugnissen gewährt worden sind. 
Bezogen auf den 1. Januar 1970 fehlten unter Ein- 
schluß einer notwendigen Reserve von 33V3 ®/o für 
Urlaub, freie Tage und Krankheit, aber unter Aus- 
schluß der tatsächlich an diesem Tage eingesetzt 
gewesenen Ausländer mit gleichwertigem Befähi- 
gungszeugnis 

441 Nautiker mit Befähigungszeugnis A5 und 
A6 

1806 Maschinisten und Schiffsingenieure sowie 
275 Funker mit Seefunkzeugnis 2. Klasse. 

Bezogen auf die Gesamtzahl der an diesem Tage er- 
forderlich gewesenen Patentinhaber von 

4218 A5- und A6-Inhabern 

5897 Maschinisten und Schiffsingenieuren sowie 
1073 Inhabern von Seefunkzeugnissen 2. Klasse 

fehlten danach am 1. Januar 1970 

11 ^^0 nautische Großpatentinhaber 

30 ‘Vo Maschinisten und Schiffsingenieure und 

25 ®/o Funker mit dem Seefunkzeugnis 2. Klasse. 

Diese Fehlstellen wurden im Wege der Ausnahme- 
genehmigung von Inhabern von Befähigungszeug- 
nissen niedrigerer Ordnungsnummer besetzt. Hierzu 
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sowie zu der großen Differenz der absoluten zu den 

relativen Zahlen sei erläuternd folgendes bemerkt; 

1. Ausnahmegenehmigungen wurden nur für na- 
mentlich bezeichnete Personen auf genau bezeich- 
neten einzelnen Schiffen gegeben. Bei einem 
Wechsel des Schiffs oder des Patentinhabers war 
also jeweils eine neue Ausnahmegenehmigung 
erforderlich. Daraus ergibt sich, daß auch Aus- 
nahmegenehmigungen, die für einen längeren 
Zeitraum Gültigkeit hatten (höchstens ein Jahr), 
nicht für die volle Zeit in Anspruch genommen 
wurden, da sowohl innerhalb der Flotte einer ein- 
zelnen Reederei laufend Umsetzungen erfolgen, 
die jeweils neue Ausnahmegenehmigungen erfor- 
derlich machen, als auch eine relativ starke Fluk- 
tuation von Reederei zu Reederei zu beobachten 
war. 

2. Über ein Drittel aller Ausnahmegenehmigungen 
wurde von vornherein nur für eine Reise bzw. 
einen Zeitraum bis zu drei Monaten erteilt. 

3. Mit einem erheblichen Teil der Ausnahmegeneh- 
migungen wurde lediglich die künftige Schiffs- 
besetzungsordnung vorweggenommen. So wurde 
z. T. bereits der Fortfall der Zwischenfahrtzeit 
und Abschlußfahrtzeit zum Erwerb der Patente 
C 5 und C 6 berücksichtigt. Bei einem Teil handelt 
es sich um einmalige Überschreitungen des zuläs- 
sigen Fahrtgebietes ohne Änderung der Beset- 
zung oder um Eigner, die als Kapitän fahren und 
ein Schiff übernommen haben, das geringfügig 
über die in der Schiffsbesetzungsordnung vorge- 
sehene Tonnagegrenze hinausgeht. 

4. In 399 Fällen wurden Ausländer zum Dienst auf 
Schiffen unter der Bundesflagge zugeiassen, da- 
von 110 im nautischen, 119 im maschinentechni- 
schen und 170 im Funkbereich. Hier handelt es 
sich um Ausnahmegenehmigungen nur der Form 
nach, da Ausländer nur dann zugelassen werden, 
wenn sie ein Patent ihres Heimatstaates vor- 
legen, das nach sorgfältiger Prüfung mit dem vor- 
geschriebenen deutschen Befähigungszeugnis als 
gleichwertig erscheint. Insofern dürfen sie bei 
den o. a. relativen Zahlen unberücksichtigt blei- 
ben. Da Ausländer überdies nur für V 2 Jahr zuge- 
lassen werden, erscheinen diese 399 Ausländer 
bei den o. a. absoluten Zahlen mindestens dop- 
pelt, d. h. mit mindestens 798 Ausnahmegenehmi- 
gungen. 

5. Ausnahmegenehmigungen wurden grundsätzlich 
nur für die Zulassung von Schiffsoffizieren gege- 
ben, deren Befähigungszeugnis eine niedrigere 
Ordnungsnummer hat als das vorgeschriebene. 
Sie betreffen also nur die Qualität des Befähi- 
gungszeugnisses, nicht aber die Zahl der an Bord 
befindlichen Patentinhaber. 

6. Ausnahmegenehmigungen für nautische Patente 
werden nur von den Forderungen der Schiffs- 
besetzungsordnung erteilt. Werden dagegen die 
weitergehenden Besetzungsvorschriften des Man- 
teltarifsvertrages für die deutsche Seeschiffahrt 
nicht eingehalten, ist nur eine besondere Mehr- 


arbeitsvergütung zu verteilen. Ein Reeder, der 
sein Schiff nur mit der in der geltenden Schiffs- 
besetzungsordnung vorgeschriebenen Mindest- 
besetzung besetzt, d. h. z. B. auch in der Großen 
Fahrt mit nicht mehr als zwei Offizieren, bedarf 
also keiner Ausnahmegenehmigung. Führt er da- 
gegen die nach dem Tarifvertrag vorgesehene 
höhere Zahl von Patentinhabern, hat aber der 
über den 2. Offizier hinaus beschäftigte Nautiker 
nicht mindestens das A5-Patent, so muß er hier- 
für eine Ausnahmegenehmigung beantragen. 

7. Die oben angegebenen Zahlen setzen sich im ein- 
zelnen wie folgt zusammen; 

Jeweils unter Berücksichtigung der oben ange- 
gebenen Reserve von 33V3*Vo waren am Stichtag 
1, Januar 1970 für 1614 nach ihrem Fahrterlaub- 
nisschein in der Watt-, Küsten- und Kleinen Fahrt 
eingesetzte Schiffe unter Berücksichtigung der 
Schiffsgröße nach der Schiffsbesetzungsordnung 
erforderlich: 2152 Kapitäne und 1425 Offiziere. 
Vorhanden waren 1790 Kapitäne, zu denen ein 
Teil der 622 Schiffseigner kommt, die ihr Schiff 
selbst führen, und 1432 Schiffsoffiziere. Bei einer 
Gesamtzahl von 3222 vorhandenen Patentinha- 
bern gegenüber 3577 geforderten sind unter Be- 
rücksichtigung der o. a. Schiffseigner keine Fehl- 
stellen gegeben. 

Für 346 Schiffe in der Mittleren Fahrt und 772 
Schiffe in der Großen Fahrt waren 1491 Kapitäne 
und 2727 Schiffsoffiziere, insgesamt also 4218 In- 
haber der Patente A6 und A5 erforderlich. Tat- 
sächlich vorhanden waren am Stichtag 3667 In- 
haber dieser Patente auf diesen Schiffen. Es fehl- 
ten somit abzüglich der 110 Inhaber gleichwerti- 
ger ausländischer Patente 441. Bemerkt sei dazu, 
daß 503 Inhaber der Patente A 6 und A 5 auf 
Schiffen gezählt wurden, für die ein Befähigungs- 
zeugnis niedrigerer Ordnung ausgereicht hätte. 
Bei den Inhabern maschinentechnischer Patente 
waren nach der Schiffsbesetzungsordnung erfor- 
derlich für 639 Schiffe über 300 bis 1000 PS 1704 
Inhaber der Patente C3 und C4; für 305 Schiffe 
über 1000 bis 2000 PS 813 Schiffsoffiziere, davon 
38 C 5 und 775 C3/C4; für 398 Schiffe über 2000 
bis 6000 PS 1588 Schiffsoffiziere, davon 530 C5 
und 1058 C3/C4. Für 336 Schiffe über 6000 PS 
1792 Schiffsoffiziere, davon 448 C 6, 896 C5 und 
448 C 4. Insgesamt waren erforderlich 5897 
Schiffsoffiziere, davon 448 C 6, 1464 C5 und 3985 
C3/C4. Vorhanden waren am Stichtag 457 C 6-, 
1050 C5- und 2465 C 3/C 4-Inhaber. Es ergibt sich 
damit ein Fehlbestand, der am Stichtag durch 
Ausnahmegenehmigung gedeckt war von 1927 
abzüglich 119 Inhabern gleichwertiger ausländi- 
scher Patente 1806. 

Für 806 Schiffe über 1600 BRT, die für Telegrafie- 
funk ausrüstungspflichtig sind, waren 1073 Inha- 
ber des Seefunkzeugnisses 2. Klasse erforderlich; 
vorhanden waren am 1. Januar 1970 einschließlich 
der 170 Inhaber der von der Deutschen Bundes- 
post als gleichwertig anerkannten ausländischen 
Seefunkzeugnisse 1. und 2. Klasse 798. Es fehlten 
somit 275 Inhaber dieser Seefunkzeugnisse, für 
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die Inhaber des Seefunksonderzeugnisses im 
Ausnahmeweg zugelassen wurden. 

6. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die zwingenden Vorschriften der §§ 85 und 138 
des Seemannsgesetzes in bezug auf die Beset- 
zung der Schiffe mit Schiffsoffizieren zu gewähr- 
leisten? 

Die Besetzungsvorschriften der im Entwurf vor- 
liegenden neuen Schiffsbesetzungs- und Ausbil- 
dungsverordnung entsprechen den Vorschriften der 
§§ 85 und 138 des Seemannsgesetzes. 

7. Trifft es zu, daß für deutsche Seeschiffe aus- 
ländisches Mannschaftspersonal, u. a. Indone- 
sier, Afrikaner, Gilbertesen und Pakistaner, 
unter Umgehung der für die Seeschiffahrt gel- 
tenden Tarifverträge angeworben und weit un- 
ter Tarif entlohnt wird? 

Nach dem Stand vom 1. Januar 1970 wurden an 
Mannschaftspersonal beschäftigt 

Indonesier 97, davon im Deckdienst 87, im Maschi- 
nendienst 0, Verpflegung und Bedienung 10. 

Pakistaner 773, davon im Deckdienst 291, im Ma- 
schinendienst 223, Verpflegung und Bedienung 
259. 

Sonstige Angehörige asiatischer Staaten: 

128, davon im Deckdienst 51, im Maschinen- 
dienst 28, Verpflegung und Bedienung 39. 

Südafrika 14, davon im Deckdienst 4, im Maschi- 
nendienst 1, Verpflegung und Bedienung 9. 

Angehörige sonstiger afrikanischer Staaten: 

204, davon im Deckdienst 121, im Maschinen- 
dienst 35, Verpflegung und Bedienung 48. 

über die Entlohnung dieser Mannschaftsdienstgrade 
liegen keine bestimmten Angaben vor. 

8. Hält die Bundesregierung es mit der Menschen- 

würde für vereinbar, daß sie in § 4 ihres Ent- 
wurfs zur Verordnung über die Besatzungs- 
räume an Bord von Kauffahrteischiffen (Logis- 
verordnung) vorschlägt, daß auf Schiffen, auf 
denen Besatzungsmitglieder mit stark ver- 
schiedenen nationalen Gewohnheiten tätig sind, 
Abweichungen von den Vorschriften des Teils II 
des Entwurfs dieser Verordnung - darunter z. B. 
auch § 10 Notausgänge, § 12 Isolierung gegen 
Kälte und Wärme, § 13 Lüftung, § 15 Beleuch- 
tung, § 17 Wohnlichkeit, Beschaffenheit der 

Wände, Decken und Einrichtungsgegenstände, 
§ 18 Schutz gegen Ungeziefer und Insekten, 
§ 21 Aufbewahrung von Arbeits- und Wetter- 
kleidung, § 22 Besondere Bestimmungen für 
Wohnräume - zugelassen werden können? 

Die Vorschriften des § 4 Abs. 2 und 3 des Entwurfs 
einer Logisverordnung entsprechen dem Artikel 10 
Abs. 5 und dem Artikel 16 Abs. 1 des Übereinkom- 
mens Nr. 92. Diese Vorschriften sollen nach dem auf 
der Internationalen Arbeitskonferenz im Oktober 
1970 zu behandelnden ergänzenden Übereinkommen 
nidit geändert werden, und es wird erwogen, diese 
Vorschriften auch in das ergänzende Übereinkom- 
men aufzunehmen. 


Die Vorschriften des § 4 Abs. 2 und 3 erscheinen 
vertretbar, wenn man berücksichtigt, daß im Falle 
des Absatzes 2 nur abgewichen werden darf, soweit 
dies zur Berücksichtigung unterschiedlicher nationa- 
ler Gewohnheiten und Gebräuche notwendig ist, 
und daß im Fall des Absatzes 3 eine Ausnahme nur 
bewilligt werden kann, wenn das Schiff überhöht 
besetzt ist, und zwar nur für die Dauer dieser 
Höherbesetzung. 

Bei der Überarbeitung des Verordnungsentwurfs 
aufgrund der Besprechungen mit Vertretern der be- 
teiligten Kreise wird geprüft werden, welche Vor- 
schriften des Teils II von der Ausnahmebewilli- 
gungsmöglichkeit ausgenommen werden sollen, bei 
denen es praktisch undenkbar ist, daß sie im Hin- 
blick auf die unterschiedlichen nationalen Gewohn- 
heiten und Gebräuche nicht in allen Fällen einge- 
halten werden können. 

9. Hält die Bundesregierung es für zeitgemäß und 
mit der Menschenwürde für vereinbar, wenn sie 
in § 22 Abs. 2 ihres Entwurfs einer Logisver- 
ordnung folgende Mindestbedingungen vor- 
schlägt: 

„Die Bodenfläche eines Wohnraumes darf nicht 
geringer als 4,00 Quadratmeter sein. Die Bo- 
denfläcbe je Besatzungsmitglied darf nicht ge- 
ringer sein als 

1. 2,50 Quadratmeter auf Schiffen mit weniger 
als 3000 BRT. 

2. 3,00 Quadratmeter auf Schiffen mit 3000 oder 
mehr BRT." 

und in § 19 Abs. 3 ausführt, 

„Die freie Höhe der Wohnräume muß minde- 
stens 2 m betragen.", d. h. im Ergebnis 8 m^ 
Luftinhalt ohne Berücksichtigung der Belüf- 
tungsmöglichkeiten, 

und in § 23 Abs. 1 und 2 für den Bereich der 
Fischerei sogar noch geringere Anforderungen 
stellt? 

Die Vorschriften des § 19 Abs. 3 und § 22 Abs. 2 des 
Verordnungsentwurfs gehen über die der Überein- 
kommen Nr. 92 und 126 und des Entwurfs eines 
ergänzenden Übereinkommens hinaus, wie sich aus 


folgender Gegenüberstellung ergibt: 

Freie Höhe: 

Übereinkommen 92 1,90 m 

Übereinkommen 126 1,90 m 

Entwurf ergänzendes Übereinkommen 1,98 m 

Entwurf Logisverordnung (Stand 

September 1969) 2,00 m 

Entwurf Logisverordnung (Stand Februar 
1970) entsprechend dem Besprechungs- 
ergebnis 2,00 m 

Bodenfläche: 

Übereinkommen 92 

1 ,85 m“ auf Schiffen unter 800 BRT 
2,35 m- auf Schiffen mit 800 BRT 


oder mehr, aber weniger als 3000 BRT 
2,78 m“ auf Schiffen mit 3000 BRT 
oder mehr BRT 

Entwurf ergänzendes Übereinkommen 

3,72 m- auf Schiffen von 1000 bis 10 000 BRT 
4,65 m^ auf Schiffen über 10 000 BRT 


5 



Drucksache VI/ 586 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf Logisverordnung 
(Stand September 1969) 

2,50 m- auf Schiffen mit weniger als 3000 BRT 
3,00 m“ auf Schiffen mit 3000 BRT 
oder mehr 

Entwuf Logisverordnung 
(Stand Februar 1970) 

entsprechend den Besprechungsergebnissen 
3,72 m- auf Schiffen bis 5000 BRT 
4,65 m" auf Schiffen über 5000 BRT. 

§ 23 Abs. 1 des Verordnungsentwurfs (Stand Sep> 
tember 1969) läßt sich mit den Vorschriften des 
Übereinkommens Nr. 126 nur bedingt vergleichen, 
weil die Vorschrift des Verordnungsentwurfs ver- 
sieht, daß Kojen und Spinde in die Bodenfläche ein- 
zubeziehen sind, während nach Artikel 10 des Über- 
einkommens Nr. 126 Kojen und Spinde nicht einzu- 
beziehen sind, und die Bruttoregistertonnen-Gren- 
zen unterschiedlich bestimmt sind. 

In der noch ausstehenden Besprechung über die Be- 
satzungsräume auf Fischereifahrzeugen, insbeson- 
dere über § 23 des Verordnungsentwurfs, muß dar- 
auf Bedacht genommen werden, daß die Vorschriften 
der Verordnung in vergleichbarer Form zumindest 


den Bestimmungen des Übereinkommens Nr. 126 
entsprechen. 

10. Bestehen innerhalb der Bundesregierung Vor- 
stellungen, bei der Novellierung des Betriebs- 
verfassungsgesetzes auch die Seeleute unter 
Berücksichtigung ihrer besonderen Situation in 
das Betriebsverfassungsgesetz miteinzubezie- 
hen? 

In der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
ist eine Reform des Betriebsverfassungsgesetzes auf 
der Basis der in der 5. Legislaturperiode eingebrach- 
ten Gesetzentwürfe angekündigt worden. Die Vor- 
arbeiten hierfür sind eingeleitet. Im Rahmen dieser 
Vorarbeiten wird auch geprüft, ob die betriebsver- 
fassungsrechtliche Stellung der Betriebe der See- 
schiffahrt, ggf. von Teilbereichen der Seeschiffahrt, 
im Betriebsverfassungsgesetz geregelt werden kann 
oder ob die Regelung dieser Frage wegen der Eigen- 
art des Schiffsdienstes einem Sondergesetz Vorbe- 
halten bleiben muß. In Kürze werden Gespräche 
hierüber mit Vertretern der beteiligten Gruppen 
und Institutionen geführt werden. Im Hinblick auf 
den derzeitigen Stand der Vorbereitungsarbeiten 
und die noch ausstehenden Gespräche hält es die 
Bundesregierung nicht für zweckmäßig, zu diesem 
Zeitpunkt auf Einzelheiten näher einzugehen. 


In Vertretung 

Wittrock 



